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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r . 4 0  

vom 1. Februar 1921 

 

Anwesend: 

Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. G l a n z, Dr. P a l t a u f, 

H a u e i s, Dr. P e s t a und Dr. R e s c h. 

 

Zugezogen: 

Vom Bundesministerium für Finanzen: Sektionschef Dr. J o a s; 

ferner zu Punkt 4-6: Vom Bundesministerium für Heereswesen: die Sektionschefs M ü l l e r 

und Dr. K r a l o w s k y. 

 

Vorsitz: 

Vizekanzler B r e i s k y 

 

Dauer: 20.30 – 22.00 

 

Reinschrift (7 ½ Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Verordnung der Bundesregierung, betreffend die Aufhebung des Verbotes von 

Aufnahmen in den Heimatverband. 

2. Gesetzesbeschluß des Tiroler Landtages, betreffend die Abänderung des Gesetzes vom 

26. Jänner 1920, L.G.Bl. Nr. 28, über die Einhebung einer Wohnabgabe bei vorübergehendem 

Aufenthalt im Lande. 

3. Beschluß der kärntnerischen Landesversammlung, betreffend die nachträgliche 

Erhöhung von Landesumlagen im Jahre 1920 und die Einhebung von Landesumlagen im 

Jahre 1921. 

4. Abänderung des Wehrgesetzes (Wehrgesetznovelle vom Jahre 1921). 

5. Außerkraftsetzung der mit dem V. Teile des Staatsvertrages von St. Germain nicht im 

Einklang stehenden Gesetze und Verordnungen. 
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6. Vorschrift für die zeitliche Beurlaubung der Heeresangehörigen und Zivilangestellten 

der Heeresverwaltung. 

7. Verleihung von Ärarialstiftplätzen am Taubstummeninstitut in Wien. 

8. Veräußerung und Belastung von Kirchenvermögen aus Anlaß von Vorauszahlungen auf 

die einmalige große Vermögensabgabe. 

9. Ausschreibung eines allgemeinen Wettbewerbes zur Erlangung künstlerischer Entwürfe 

für die neuen österreichischen Postmarken. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 91.596, 

Ministerratsvortragsauszug (2 Seiten): Verordnung der Bundesregierung, betreffend die 

Aufhebung des Verbotes von Aufnahmen in den Heimatverband 

Beilage zu Punkt 2, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 20.965, 

Ministerratsvortrag (1 Seite): Gesetzesbeschluss des Tiroler Landtages vom 22. Dezember 

1920, betreffend die Abänderung des Gesetzes vom 26. Jänner 1920, L.G.Bl. Nr. 28 über die 

Einhebung einer Wohnabgabe bei vorübergehendem Aufenthalte im Lande 

Beilage zu Punkt 3, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 20.811, 

Ministerratsvortrag (1 Seite): Beschluss der vorläufigen kärntnerischen Landesversammlung 

vom 21. Dezember 1920, betreffend die nachträgliche Erhöhung von Landesumlagen im Jahre 

1920 und die Einhebung von Landesumlagen im Jahre 1921 

Beilage zu Punkt 4, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 187, Ministerratsvortrag (4 ½ 

Seiten): Abänderung des Wehrgesetzes; Bundesgesetz, womit das Wehrgesetz vom 18.März 

1920, St.G.Bl. Nr.122, das Gesetz vom 15. Juli 1920, St.G.Bl. Nr.321, betreffend die 

Ausübung der Strafgerichtsbarkeit über die Heeresangehörigen im Frieden, das Gesetz vom 

15.Juli 1920, St.G.Bl. Nr.323, über die Unterstellung der aktiven Heeresangehörigen unter die 

allgemeinen Strafgesetze und das Gesetz vom 22. Juli 1920, St.G.Bl. Nr. 368, über die 

Handhabung der Disziplinarstrafgewalt im Heere ergänzt und abgeändert werden (12 Seiten); 

Begründung (18 Seiten); Auskunft des Departements 1 (2 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 5, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 291, Ministerratsvortrag (3 ½ 

Seiten): Außerkraftsetzung der mit dem V. Teile des Staatsvertrages von St. Germain nicht im 

Einklang stehenden Gesetze und Verordnungen; Bundesgesetz, womit im Sinne des Artikels 

136 des Staatsvertrages von St. Germain-en-Laye die mit dem Inhalte des V. Teiles dieses 

Vertrages nicht im Einklang stehenden, vor dem 4. November 1918 erlassenen Gesetze und 

Verordnungen außer Kraft gesetzt werden (1 ½ Seiten); Begründung (3 ½ Seiten) 
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Beilage zu Punkt 6, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 131, Ministerratsvortrag (3 

Seiten): Vorschrift für die zeitliche Beurlaubung der Heeresangehörigen und Zivilangestellten 

der Heeresverwaltung; Vorschrift (8 Seiten); Bemerkungen des Dep. 18 C (1 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 7, Bundeskanzleramt, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 Seiten): Verleihung 

von Aerialstiftplätzen am Taubstummen-Institute in Wien (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8, Bundeskanzleramt, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 ½ Seiten): 

Veräußerung und Belastung von Kirchenvermögen aus Anlass von Vorauszahlungen auf die 

einmalige große Vermögensabgabe 

Beilage zu Punkt 9, Bundesministerium für Verkehrswesen Zl. 32.508, Ministerratsantrag (1 

½ Seiten): Ausschreibung eines allgemeinen Wettbewerbes zur Erlangung künstlerischer 

Entwürfe für die neuen österreichischen Postmarken 

 

1. 

Verordnung der Bundesregierung, betreffend die Aufhebung des Verbotes von Aufnahmen in 

den Heimatverband. 

B.-M. Dr. G l a n z verweist auf die Bestimmung des Gesetzes vom 17. Oktober 1919, St. 

G. Bl. Nr. 481, wonach das Heimatrecht in einer österreichischen Gemeinde durch 

ausdrückliche Aufnahme bis auf weiteres nur erworben werden könne, wenn der Anspruch 

auf Aufnahme im Sinne der §§ 2 bis 5 des Gesetzes vom 5. Dezember 1896, R.G.Bl. Nr. 222, 

durch einen zehnjährigen Wohnsitz in der Gemeinde begründet ist. Gleichzeitig sei die 

Staatsregierung ermächtigt worden, das Verbot der freiwilligen Aufnahme in den 

Heimatverband durch Vollzugsanweisung im geeigneten Zeitpunkte außer Kraft zu setzen. 

Durch das Verbot sollte Personen, die nach dem Staatsvertrage von St. Germain als Ausländer 

zu betrachten wären, die Möglichkeit genommen werden, vor Eintritt der Wirksamkeit des 

Staatsvertrages durch Erlangung der Zuständigkeit in einer österreichischen Gemeinde den 

Bestimmungen des Staatsvertrages zuvorzukommen und sich die österreichische 

Staatsbürgerschaft zu sichern, ohne daß die zuständigen staatlichen Behörden in der Lage 

gewesen wären, gegen ihre Einbürgerung Stellung zu nehmen. Nachdem der Staatsvertrag in 

Kraft getreten war, sei die Notwendigkeit entfallen, die Sistierung der Erwerbung des 

Heimatrechtes durch freiwillige Aufnahme noch weiter aufrecht zu erhalten. Über Antrag des 

Staatsamtes für Inneres und Unterricht habe deshalb der Kabinettsrat in der Sitzung vom 22. 

September 1920 den Entwurf einer Vollzugsanweisung der Staatsregierung, betreffend die 

Aufhebung des Verbotes von Aufnahmen in den Heimatverband, beschlossen. Das Staatsamt 

für Finanzen habe jedoch ersucht, aus staatsfinanziellen Gründen mit der Verlautbarung der 
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Vollzugsanweisung zuzuwarten, bis die Vollzugsanweisungen zur Durchführung des IV. 

Hauptstückes des Pensionistengesetzes (Berufsmilitärpersonen) und zum III. Hauptstück 

dieses Gesetzes (Gendarmerie) erschienen seien. Erstere Vollzugsanweisung sei bereits 

erschienen, die zweite werde in den nächsten Tagen verlautbart werden. 

Redner erbitte sich die Ermächtigung, nach erfolgter Verlautbarung der Verordnung zum 

III. Hauptstücke des Pensionistengesetzes die seinerzeit beschlossene Vollzugsanweisung 

über die Aufhebung des Verbotes von Aufnahmen in den Heimatverband in einer den seither 

geänderten staatsrechtlichen Verhältnissen angepaßten Form als Verordnung der 

Bundesregierung erlassen zu dürfen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

2. 

Gesetzesbeschluß des Tiroler Landtages, betreffend die Abänderung des Gesetzes vom 26. 

Jänner 1920, L.G.Bl. Nr. 28, über die Einhebung einer Wohnabgabe bei vorübergehendem 

Aufenthalt im Lande. 

B.-M. Dr. G l a n z teilt mit, daß in Tirol auf Grund des Gesetzes vom 26. Jänner 1920 eine 

Wohnabgabe bei vorübergehendem Aufenthalte im Lande eingehoben werde, die bis zum 31. 

Dezember 1920 befristet war. Nach einem vom Tiroler Landtag am 22. Dezember 1920 

gefaßten Gesetzesbeschlusse solle dieses Gesetz bis auf weiteres in Kraft bleiben, jedoch von 

der Landesregierung mit Ablauf jenes Jahres, in welchem der bezügliche Beschluß gefaßt 

wird, außer Kraft gesetzt werden können. Der sprechende Minister beantrage, gegen diesen 

Gesetzesbeschluß keinen Einspruch zu erheben und der sofortigen Kundmachung des 

Gesetzes zuzustimmen. 

Der Ministerrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

3. 

Beschluß der kärntnerischen Landesversammlung, betreffend die nachträgliche Erhöhung 

von Landesumlagen im Jahre 1920 und die Einhebung von Landesumlagen im Jahre 1921. 

B.-M. Dr. G l a n z führt aus, daß nach einem am 21. Dezember 1920 gefaßten Beschluß 

der Landesversammlung von Kärnten die Landesumlagen auf die Hauszinssteuer der Stadt 

Klagenfurt, die Hauszinssteuer im übrigen Kärnten und auf die Erwerbsteuer nach dem 

zweiten Hauptstücke von 84 Prozent auf 100 Prozent, von 100 Prozent auf 150 Prozent und 

von 200 Prozent auf 300 Prozent rückwirkend für das Jahr 1920 erhöht werden sollen. Im 

Jahre 1921 sollen Landesumlagen im gleichen Ausmaße wie im Jahre 1920, die vorerwähnten 
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Erhöhungen inbegriffen, eingehoben werden. 

Diesem Umlagenbeschlusse wäre vom Standpunkte der Bundesregierung nicht 

zuzustimmen, da die Erhöhungen gegenüber dem bisherigen Ausmaße sich als eine völlig 

einseitige Mehrbelastung des städtischen Gebäudebesitzes und einer ganz bestimmten Gruppe 

von Erwerbsunternehmungen darstellen, andererseits aber Grundsteuer und 

Hausklassensteuer, die mit Rücksicht auf die erhöhte Leistungsfähigkeit der durch sie 

betroffenen Bevölkerungsklassen eine Mehrbelastung sehr wohl vertragen, von einer solchen 

überhaupt frei blieben. Der sprechende Minister beantrage im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Finanzen, dem Beschlusse der Kärntner Landesversammlung die 

Genehmigung zu versagen. 

Der Ministerrat erhebt diesen Antrag zum Beschluß. 

 

4. 

Abänderung des Wehrgesetzes (Wehrgesetznovelle vom Jahre 1921). 

B.-M. Dr. G l a n z berichtet, daß die Botschafterkonferenz in ihrer Entschließung vom 20. 

Oktober 1920 die Notwendigkeit betont habe, einige Artikel des Wehrgesetzes vom März 

1920 abzuändern und sie mit den Bestimmungen des Staatsvertrages von St. Germain-en-

Laye in Übereinstimmung zu bringen. Vom Präses des interalliierten 

Heeresüberwachungsausschusses sei diese Entschließung mit der Einladung bekanntgegeben 

worden, die notwendigen Abänderungen an dem Wehrgesetze vorzunehmen. Dieser 

Aufforderung entsprechend sei der dem Ministerrat vorliegende Gesetzentwurf ausgearbeitet 

worden, durch welchen auch einige Mängel, die bei der Handhabung des Wehrgesetzes 

wahrgenommen wurden, behoben werden sollen. 

Was insbesondere die Abänderung der für den Aufbau der Wehrmacht grundlegenden 

Bestimmungen der §§ 5 und 15 des Wehrgesetzes betreffe, sei folgendes zu bemerken: 

Die bisherige Textierung des § 5 Wehrgesetz, lautete: 

„Die Präsenzstärke des Heeres darf 30.000 Mann, einschließlich 1500 Offiziere und 2000 

Unteroffiziere, nicht überschreiten.“ 

Dieser Textierung lag die Auffassung zugrunde, daß der Artikel 120 des Staatsvertrages 

von St. Germain-en-Laye die Präsenzstärke des österreichischen Heeres mit 30.000 Mann 

festsetzte, neben dem Präsenzstande aber noch eine Reserve zulasse. Diese Auffassung 

ermöglichte es auch, für Unteroffiziere und Wehrmänner in § 15 des Wehrgesetzes eine 

6jährige Präsenzdienstzeit zu normieren, weil die in die Reserve übersetzten 

Heeresangehörigen nach dieser Auffassung nicht auf den Gesamtstand zu zählen hatten und 
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mit dem Zeitpunkt der Übersetzung in die Reserve durch Neuanwerbungen ersetzt werden 

konnten. 

Im Hinblick auf die Entschließungen des Botschafterrates könne an der erwähnten 

Auslegung des Artikels 120 nicht festgehalten werden. Eine Reserve, die nicht auf den 

zulässigen Gesamtstand von 30.000 Mann zählt, sei nach diesen Entschließungen unstatthaft. 

Alle Heeresangehörigen werden bis zum Zeitpunkte ihrer Entlassung aus dem 

Heeresverbande auf den zulässigen Gesamtstand zu zählen haben. Solle es nun möglich sein, 

diesen im Hinblick auf die im Wehrgesetz vorgesehene Bestimmung der Wehrmacht ohnedies 

gering bemessenen Gesamtstand verwendungsbereit zu halten, so müsse mit der 6jährigen 

Präsenzdienstzeit als Regel gebrochen und dem Bundesminister für Heereswesen das Recht 

eingeräumt werden, Unteroffiziere und Wehrmänner auch über 6 Jahre im Präsenzdienste 

zurückzubehalten. Zu einer solchen Maßnahme, die nach der Sachlage frühestens im Jahre 

1927 in Betracht käme, werde wegen deren weittragender Bedeutung der Bundesminister der 

Ermächtigung durch die Regierung bedürfen. 

Wesentlich seien ferner die folgenden Abänderungen des Wehrgesetzes: 

1. Die vom Botschafterrat geforderte Streichung des letzten Satzes des § 15, Absatz 3, 

wonach die als Wehrmann und Unteroffizier zurückgelegte Dienstzeit auf die Zeit seiner 

Dienstverpflichtung als Offizier eingerechnet wird. 

2. Die Ergänzung des § 21, erster Absatz, Punkt 2 lit. c) durch Zitierung des § 14, Absatz 2 

a, wodurch auch die im Zeitpunkte der Aufnahme in die Wehrmacht bereits vorhandene, 

jedoch nicht in Erfahrung gebrachte moralische Nichteignung als Entlassungsgrund 

festgesetzt wird. 

3. Die Erweiterung des im § 34 gegebenen Tatbestandes der „unbefugten Aufstellung einer 

bewaffneten Macht.“ 

4. Die Festsetzung eines Zeitpunktes, mit dem die Bildung des Heeres als beendet gilt, im 

§ 45, Absatz 1; eine Festsetzung, die aus verwaltungstechnischen Gründen notwendig ist. 

5. Die Ermöglichung der Ergänzung des Standes an Unteroffizieren und Offizieren durch 

Zulassung der weiteren Aufnahme von Berufsmilitärpersonen der ehemaligen bewaffneten 

Macht bis zu jenem Zeitpunkte, in dem entsprechend ausgebildete Wehrmänner und 

Unteroffiziere vorhanden sein werden. 

6. Die Ausschließung der weiteren Anwendung der Bestimmung des § 45, Absatz 7, 

wonach ein Teil der in der bewaffneten Macht der österreichisch-ungarischen Monarchie oder 

der Republik Österreich vollstreckten Dienstzeit gewissen Kategorien von Heeresangehörigen 

für die Dienstpflicht anzurechnen war, beziehungsweise die Einschränkung der ferneren 
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Anwendung dieser Bestimmung auf die im Artikel II des Entwurfes bezeichneten Personen 

(Angehörige des Burgenlandes und Heimkehrer). 

Die in den Artikeln III und IV des Entwurfes behandelten Abänderungen der zweiten 

Strafprozeßnovelle vom Jahre 1920, des Gesetzes über die Unterstellung der aktiven 

Heeresangehörigen unter die allgemeinen Strafgesetze und des Heeresdisziplinargesetzes 

ergeben sich als eine Folge der durch die Entschließungen des Botschafterrates bedingten 

Abänderung des Wehrgesetzes. 

Redner erbitte sich die Zustimmung zur Einbringung dieser Gesetzesvorlage im 

Nationalrate. 

Sektionschef Dr. J o a s erhebt gegen den Gesetzentwurf als solchen keine Bedenken, wohl 

aber gegen die Ausführungen des Motivenberichtes zu Artikel I, Punkt 25, wonach die 

Wehrmänner im Heere jene allgemeine und spezielle militärische Ausbildung erhalten sollen, 

die es ihnen ermöglichen soll, Offiziere zu werden. Es gehe nicht an, durch vierjährige 

Lehrgänge den Wehrmännern auf Kosten des Staates jene allgemeine Bildung zu vermitteln, 

die sie eben schon mitbringen müssen, wenn sie Offiziersposten bekleiden sollen. Es wäre 

dies ein die Staatsfinanzen schwer belastendes Novum, das nicht notwendiger Weise aus dem 

Wehrgesetz abgeleitet werden könne und zweifellos Rückwirkungen bei der Sicherheitswache 

und anderen Wachkörpern auslösen würde. Redner hielte es für zweckmäßig, die 

gegenständlichen Ausführungen im Motivenberichte wegzulassen und von dem vierjährigen 

Ausbildungskurs der Wehrmänner abzusehen. In Zukunft, wenn nicht mehr Offiziere der alten 

Armee zur Verfügung stehen, sollten nur solche Wehrmänner zur Offiziersausbildung - die 

sich dann natürlich nur auf die militärische Ausbildung zu beschränken hätte - herangezogen 

werden, die eine dem Offiziersstand entsprechende Vorbildung nachweisen. 

B.-M. Dr. G l a n z pflichtet vom sachlichen Standpunkt dem Vorredner bei. Aus 

politischen Gründen werde man jedoch nicht darüber hinwegkommen, auch solchen Personen 

den Zutritt zum Offiziersberuf zu ermöglichen, die die entsprechende Vorbildung nicht 

besitzen. Gegen eine Weglassung der bezüglichen Ausführungen im Motivenberichte würde 

er übrigens kein Bedenken erheben. 

Sektionschef Dr. J o a s bemerkt weiters, daß die in Aussicht genommene Ausdehnung der 

Ausnahmsbestimmung des § 45, Absatz 1, des Wehrgesetzes (Begünstigung für die Personen 

des militärischen Berufstandes bei der Bewerbung um Aufnahme in das Heer) auf alle 

Heimkehrer eine bedeutende Mehrbelastung für den Staat mit sich bringe. 

B.-M. Dr. G l a n z verweist darauf, daß der interalliierte Heeresüberwachungsausschuß die 

Ausdehnung auf alle Heimkehrer und das Burgenland bereits genehmigt habe. 



40 – 1921-02-01 

Der Ministerrat stimmt der Einbringung des Gesetzentwurfes mit der Maßgabe zu, daß im 

Motivenberichte die Ausführungen zu Artikel I, Punkt 25, zu entfallen haben. 

 

5. 

Außerkraftsetzung der mit dem V. Teile des Staatsvertrages von St. Germain nicht im 

Einklang stehenden Gesetze und Verordnungen. 

B.-M. Dr. G l a n z führt aus, der Präsident des Unterausschusses für Stände des 

interalliierten Heeresüberwachungsausschusses in Wien habe mit seiner Note vom 17. 

November 1920, Nr. 320, darauf verwiesen, daß er dem Rate der alliierten Delegationen nicht 

die Versicherung habe geben können, daß die im Artikel 156 des Staatsvertrages von St. 

Germain-en-Laye vorgesehenen Verfügungen, betreffend die Angleichung der 

österreichischen Gesetzgebung an die Vertragsbestimmungen, ihre volle Verwirklichung 

erfahren haben. Unter diesen Verhältnissen würde er es, um die Kontrolltätigkeit zu 

beschleunigen, am zweckmäßigsten halten, daß der österreichischen Volksvertretung ein 

Gesetzentwurf nachstehenden Inhaltes vorgelegt werde: 

„Alle Gesetze und Verordnungen, betreffend die Rekrutierung und die Organisation der 

Armee, die Evidenthaltung und Einberufung von Reserven welcher Art immer, die 

Requisitionen aller Art und ganz allgemein die Gesetze und Verordnungen, die irgendeinen 

Zusammenhang mit der Mobilisierung haben und aus der Zeit vor dem 4. November 1918 

stammen, werden abgeschafft. 

Desgleichen werden alle jene Gesetze abgeschafft, die in irgendeiner Form die Polizei, die 

Gendarmerie, die Finanzwache und das Forstpersonale, beziehungsweise irgendeine andere 

Körperschaft von Staats-, Landes- oder Gemeindeangestellten, militärischen Formationen 

ähnlich machen, die zur Mobilisierung geeignet sind.“ 

Mittlerweile sei dem Präsidenten des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses, 

Generalleutnant Zuccari, auf seine Note vom 8. November 1920, Zahl 2386, unter anderem 

bekanntgegeben worden, daß einerseits das Tiroler Landesverteidigungsgesetz und die 

Schießstandsordnung als mit dem Staatsvertrage und dem Wehrgesetze vom 18. März 1920 in 

Widerspruch stehend ihre Geltung verloren haben und daß andererseits hinsichtlich des 

Pferdestellungsgesetzes und des Kriegsleistungsgesetzes, da sich die in den §§ 1 dieser beiden 

Gesetze angeführten Voraussetzungen für deren Anwendbarkeit nicht mehr ergeben können, 

keine Anwendungsmöglichkeit bestehe. Gleichzeitig sei darauf verwiesen worden, daß bereits 

am 20. Dezember 1920 eine Gesetzesvorlage im Nationalrat eingebracht wurde, durch welche 

das Gesetz, betreffend die Stellung der Pferde und Fuhrwerke, außer Kraft gesetzt wird. Von 
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einer Außerkraftsetzung des Kriegsleistungsgesetzes sei im Hinblick auf die noch nicht 

vollkommen ausgetragenen Ansprüche aus Kriegsleistungen abgesehen worden. Weiters sei 

dem Präsidenten des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses dargelegt worden, daß 

mit der Außerkraftsetzung des § 1 des Gesetzes vom 25. Dezember 1894, der die 

Verwendung der Gendarmerie im Kriege vorsah, den Forderungen der Kontrollkommission, 

betreffend die Mobilisierung der Gendarmerie, entsprochen sei. 

In einer neuen Note vom 26. Jänner 1921, Nr. 535, sei nun der Präses des 

Unterausschusses für Stände des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses, General 

Hallier, auf seine eingangs erwähnte Forderung mit dem Bemerken zurückgekommen, daß er 

von den dem Generalleutnant Zuccari gemachten Mitteilungen Kenntnis habe. Er verweise 

jedoch darauf, daß es unnütz sei, sich in rechtliche Diskussionen über die vorgeschlagene 

gesetzliche Maßnahme einzulassen. Seiner Ansicht nach könnten solche Diskussionen nur mit 

einem Zeitverlust enden, den die Kontrollkommission nicht mehr zulassen könne. 

Gleichzeitig habe General Hallier für die Durchführung der seiner Ansicht nach zum Zwecke 

der Erfüllung des Artikels 156 des Staatsvertrages notwendigen gesetzlichen Maßnahme als 

Termin den 5. Februar l. J. gesetzt und bemerkt, daß bei Ablehnung dieses Termines der 

interalliierte Heeresüberwachungsausschuß den erhaltenen Instruktionen gemäß zur 

Berichterstattung an den Botschafterrat verpflichtet sei. 

Bei der geschilderten Sachlage glaube der sprechende Minister der vom Präsidenten des 

Unterausschusses für Stände des interalliierten Heeresüberwachungsausschusses gestellten 

Forderung Rechnung tragen zu müssen und lege daher einen den Intentionen des 

Überwachungsausschusses entsprechenden Gesetzentwurf dem Ministerrate mit dem Antrage 

vor, der Einbringung dieses Entwurfes im Nationalrate zuzustimmen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

6. 

Vorschrift für die zeitliche Beurlaubung der Heeresangehörigen und Zivilangestellten der 

Heeresverwaltung. 

B.-M. Dr. G l a n z legt den Entwurf einer Vorschrift für die zeitliche Beurlaubung der 

Heeresangehörigen und Zivilangestellten der Heeresverwaltung vor, der im Sinne der 

Bestimmung des § 10, Punkt 2, des Wehrgesetzes, wonach die militärischen 

Dienstvorschriften von der Staatsregierung erlassen werden, der Genehmigung des 

Ministerrates bedürfe. Der Entwurf sei den Vertrauensmännern, die nach § 31 des 

Wehrgesetzes in Urlaubsangelegenheiten mitzuwirken haben, zur Kenntnis gebracht worden, 
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die ihm vollinhaltlich zustimmten. Redner erbitte sich die Genehmigung zur Erlassung dieser 

Vorschrift. 

Sektionschef Dr. J o a s erhebt wegen der zu besorgenden Rückwirkung auf das 

Zivildienerpersonal Bedenken gegen die beabsichtigte Abstufung der Urlaube von Jahr zu 

Jahr nach Tagen. Ferner wäre § 1 durch eine Bestimmung zu ergänzen, daß der Anspruch auf 

einen Erholungsurlaub nur insofern besteht, als nicht zwingende dienstliche Rücksichten 

entgegenstehen. Schließlich wären im § 3, Absatz 2, statt des Ausdruckes „Beförderung“ die 

Worte „für die Vorrückung in höhere Bezüge“ einzusetzen. 

B.-M. Dr. G l a n z bemerkt, daß eine meritorische Änderung des Entwurfes, der, wie 

erwähnt, das Resultat eingehender Verhandlungen sei, auf die größten Schwierigkeiten stoßen 

würde. Dem Verlangen nach Ergänzung des § 1 könnte durch Zitierung der einschlägigen 

wehrgesetzlichen Bestimmung Rechnung getragen werden. Über die Änderung des § 3, 

Absatz 2, der Vorschrift werde im kurzen Wege das Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Finanzen gepflogen werden. 

Der Ministerrat genehmigt mit diesen Vorbehalten den vorgelegten Entwurf. 

 

7. 

Verleihung von Ärarialstiftplätzen am Taubstummeninstitut in Wien. 

Vizekanzler B r e i s k y führt aus, daß sich der Staat gemäß § 10 des mit kaiserlicher 

Entschließung vom 28. Juli 1872 erlassenen Statutes des Taubstummeninstitutes in Wien an 

der Erhaltung dieser Anstalt durch die Fortführung einiger Stiftungsplätze, beziehungsweise 

durch die Zahlung der hiefür entfallenden Verpflegskosten beteilige. Diese Ärarialstiftplätze, 

deren Zahl 20 betrage, seien gemäß § 10 des Statutes über Antrag des Unterrichtsministers 

vom Kaiser verliehen worden. 

Alle Rechte, welche nach der Verfassung der im Reichsrate vertretenen Königreiche und 

Länder dem Kaiser zustanden, seien nun gemäß Artikel 3 des Gesetzes vom 12. November 

1918, St.G.Bl. Nr. 5, auf den deutschösterreichischen Staatsrat und von diesem gemäß Artikel 

6 des Gesetzes vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 180, mit Ausnahme der dem Präsidenten der 

Nationalversammlung gemäß Artikel 7 dieses Gesetzes zustehenden Befugnisse, auf die 

Staatsregierung übergegangen. Mangels abändernder Vorschriften des 

Bundesverfassungsgesetzes stehe dieses Recht gemäß § 7 des Verfassungsgesetzes vom 1. 

Oktober 1920, St.G.Bl. Nr. 451, nunmehr der Bundesregierung zu. 

Wohl mit Rücksicht darauf, daß es sich vorliegendenfalls mehr um ein althergebrachtes 

persönliches, als um ein in der Verfassung begründetes Recht des Kaisers handle, habe der 



40 – 1921-02-01 

Staatssekretär für soziale Verwaltung vor der mit Vollzugsanweisung vom 16. März 1920, St. 

G. Bl. Nr. 225, mit 1. Mai 1920 erfolgten Zuweisung der Angelegenheiten des 

Taubstummeninstitutes an das Staatsamt für Inneres und Unterricht die Besetzung der 

Ärarialstiftplätze an dem genannten Institute im eigenen Wirkungskreise nach gepflogenem 

Einvernehmen mit dem Unterstaatssekretär für Unterricht vollzogen. 

Die Angelegenheit sei nun von zu geringer Bedeutung, um bei jeder Besetzung eines der 

Stiftplätze eine Beschlußfassung der Bundesregierung als notwendig erachten zu sollen. Bei 

strenger Auslegung der geltenden verfassungsgesetzlichen Bestimmungen müßte dieser 

Vorgang jedoch eingehalten werden. Um daher jedem formellen Bedenken zu begegnen, 

stelle Redner den Antrag, die Bundesregierung wolle die generelle Ermächtigung erteilen, daß 

künftighin der jeweilige Leiter des Unterrichtsamtes die Verleihung der Ärarialstiftplätze am 

Taubstummeninstitut in Wien im eigenen Wirkungskreise vornehmen könne. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

8. 

Veräußerung und Belastung von Kirchenvermögen aus Anlaß von Vorauszahlungen auf die 

einmalige große Vermögensabgabe. 

Vizekanzler B r e i s k y erinnert daran, daß die zweite Durchführungsverordnung des 

Bundesministeriums für Finanzen vom 16. Dezember 1920, B.G.Bl. Nr. 1 ex 1921, zum 

Gesetze vom 21. Juli 1920, St.G.Bl. Nr. 371, über die einmalige große Vermögensabgabe für 

jene Abgabepflichtigen, welche Vorauszahlungen auf diese Abgabe leisten, gewisse 

Begünstigungen vorsehe, die insbesonders auch in der Zulässigkeit der Abstattung eines 

Teiles dieser Zahlungen in Kriegsanleihen des ehemaligen österreichischen Staates und in 

Schatzscheinen der deutschösterreichischen Staatsanleihe vom Dezember 1918 sowie in einer 

für den Abgabepflichtigen vorteilhaften Bewertung dieser Anleihen bestehen. Hinsichtlich der 

geistlichen Vermögensverwaltungen sei nun zu erwarten, daß sie die ihnen hiemit gebotenen 

Vorteile der gegenständlichen Vorauszahlungen umso eher ergreifen werden, als sie fast 

durchwegs über größere Mengen der erwähnten Wertpapiere verfügen. Allerdings sei nicht zu 

verkennen, daß ihnen in vielen Fällen jene Barmittel nicht zur Verfügung stehen werden, 

welche zur Tilgung des in Bargeld abzustattenden Teiles ihrer Schuldigkeit im Wege der 

Vorauszahlungen erforderlich sind, und sich sohin für sie die Notwendigkeit ergeben werde, 

zur Veräußerung beziehungsweise Belastung von kirchlichem Stammvermögen zu schreiten. 

Nach § 51 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, R.G.Bl. Nr. 30, beziehungsweise der 

Ministerialverordnung vom 20. Juni 1860, R.G.Bl. Nr. 162, bedürfe die Veräußerung und 
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Belastung von kirchlichem Stammvermögen, zu welchem in der Regel auch die seinerzeit 

erworbenen Kriegsanleihetitres und Staatsschatzscheine zu zählen sein werden, der 

staatlichen Genehmigung. Der mit 28. Februar 1921 festgesetzte Endtermin für die 

begünstigte Leistung der Vorauszahlungen auf die Vermögensabgabe mache jedoch eine 

Abkürzung des Geschäftsganges bei der Erteilung der staatlichen Genehmigung zur 

Veräußerung und Belastung von kirchlichem Stammvermögen notwendig, zumal nach der 

zitierten Ministerialverordnung den Landesstellen in dieser Hinsicht nur ein beschränkter 

Wirkungskreis eingeräumt sei und ihnen eine Bewilligung zur Veräußerung beziehungsweise 

Belastung von kirchlichen Tafelgütern überhaupt nicht zustehe. 

In dieser Erwägung stelle der sprechende Vizekanzler den Antrag, der Ministerrat wolle 

ihm die Ermächtigung erteilen, die Landesstellen anweisen zu dürfen, aus Anlaß von 

Vorauszahlungen auf die einmalige große Vermögensabgabe gemäß den Bestimmungen der 

eingangs bezogenen Durchführungsverordnung unter der Voraussetzung der vorliegenden 

kirchenbehördlichen Zustimmung die staatliche Genehmigung zur Veräußerung und 

Belastung von kirchlichem Stammvermögen, und zwar auch von bischöflichen Tafelgütern 

ohne Rücksicht auf den Betrag im Sinne der Ministerialverordnung vom 20. Juni 1860, R. G. 

Bl. Nr. 162, im eigenen Wirkungskreise zu erteilen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

9. 

Ausschreibung eines allgemeinen Wettbewerbes zur Erlangung künstlerischer Entwürfe für 

die neuen österreichischen Postmarken. 

B.-M. Dr. P e s t a verweist auf den Beschluß des Ministerrates vom 7. Jänner l. J., wonach 

zur Einigung über die Frage, ob zu Beschaffung von Entwürfen für die neuen österreichischen 

Postwertzeichen ein allgemeiner Wettbewerb oder nur eine auf wenige Künstler zu 

beschränkende Bewerbung zu veranstalten sei, zunächst ein Einvernehmen zwischen der 

Postverwaltung und dem Unterrichtsamte hergestellt und sodann die Angelegenheit 

neuerdings dem Ministerrate unterbreitet werden solle. Bei der auf Grund dieses Auftrages im 

Unterrichtsministerium stattgefundenen Besprechung, zu der auch die Mitglieder des 

Arbeitsausschusses des Kunstbeirates und Delegierte der Wiener Künstler eingeladen wurden, 

sei zu Tage getreten, daß die Künstlerschaft an der Abhaltung eines allgemeinen 

Wettbewerbes insbesondere aus Gründen künstlerischer Natur festhalten wolle. Das 

Bundesministerium für Verkehrswesen erachte zwar seine in der Ministerratssitzung vom 7. 

Jänner 1921 vorgebrachten Bedenken nicht für voll entkräftet, wolle aber den Wünschen der 
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Künstlerschaft durch die Veranstaltung eines allgemeinen für österreichische Künstler offenen 

Wettbewerbes Rechnung tragen. Über die Einzelheiten des Wettbewerbausschreibens sei bei 

der Besprechung volle Übereinstimmung erzielt worden. Die ursprünglich in Aussicht 

genommenen Preise mußten mit Rücksicht auf die mittlerweile fortgeschrittene Entwertung 

des Geldes entsprechend erhöht werden, und zwar acht Preise zu 14.000 Kronen, acht Preise 

zu 7.000 Kronen und 24 Preise zu 3.000 Kronen. Die Postverwaltung habe sich zu der 

geänderten Haltung besonders durch die Zustimmung der Künstler zu einer kurzen 

Bewerbungsfrist bestimmen lassen, so daß durch die Ausschreibung des allgemeinen 

Wettbewerbes keine belangreiche Verzögerung in der Herstellung der neuen österreichischen 

Postwertzeichen eintreten werde. 

Der Ministerrat nimmt diese Mitteilung nach einer kurzen Debatte zustimmend zur 

Kenntnis. 
































































































































































